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gen Stand: Sie betrug im Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969 
132 741 Straftaten, was einer Kriminalitätsrate von 776 ent­
sprach.!7 Die Strafverfolgung faschistischer- Verbrechen war 
bereits weitgehend abgeschlossen: Von 1945 bis 1964 wurden 
12 807 Täter verurteilt; in 118 Fällen davon wurde die Todes­
strafe verhängt.17 18

Unter diesen Umständen war es bei der Ausarbeitung des 
ersten sozialistischen Strafgesetzbuchs der DDR von 1968 
möglich, eine weitgehende gesetzliche Einschränkung der 
Anwendbarkeit der Todesstrafe vorzusehen. Bereits vorher 
hatte das Oberste Gericht in einer Grundsatzentscheidung be­
tont: zwar könne auf die Todesstrafe noch nicht verzichtet 
werden; „sie findet jedoch zum Schutz der Lebensinteressen 
des Staates und seiner Bürger nur dann Anwendung, wenn 
ihr Ausspruch als schwerste Maßnahme des sozialistischen 
Rechts unumgänglich ist. Ihre Anwendung stellt somit die 
Ausnahme dar, und sie bedarf in jedem Fall einer konkre­
ten, überzeugenden Begründung“.19 20

Nach dem neuen StGB blieb die Todesstrafe zulässig bei 
einigen schwersten Verbrechen gegen den Frieden und die 
Menschlichkeit sowie bei Kriegsverbrechen (Kap. 1 des Be­
sonderen Teils des StGB), ferner bei besonders sdi wer wie­
genden Staatsverbrechen29 (Kap. 2 des Besonderen Teils des 
StGB). Bei schwersten Militärverbrechen (Kap. 9 des Beson­
deren Teils des StGB) war die Todesstrafe nur angedroht, 
wenn die Tat im Verteidigungszustand begangen wird. Im 
Bereich der allgemeinen Kriminalität war die Todesstrafe 
nur bei besonders schwerwiegenden Fällen des Mordes 
(§ 112 Abs. 2 StGB) vorgesehen. In Übereinstimmung mit 
Art. 6 der Internationalen Konvention über Bürgerrechte 
und politische Rechte wurde die Todesstrafe in keinem Fall 
absolut angedroht, sondern stets nur alternativ neben der 
Androhung von Freiheitsstrafe. Bei Jugendlichen, Schwan­
geren und bei später geisteskrank Gewordenen war sie un­
anwendbar (§60 Abs. 2 StGB). Des weiteren war — eben­
falls im Einklang mit Art. 6 der Konvention über Bürger­
rechte und politische Rechte — ihr Vollzug erst zulässig, 
nachdem dem Staatsrat gemäß Art. 74 Abs. 2 der Verfassung 
Gelegenheit gegeben war, über ein Gnadengesuch zu entschei­
den (§ 348 Abs. 1 StPO).

In der Praxis wurde die Todesstrafe äußerst selten aus­
gesprochen; in den wenigen Fällen ihrer Anwendung machte 
der Staatsrat in großem Umfang von seinem Begnadigungs­
recht Gebrauch. Seit Jahren wurde die Todesstrafe in der 
DDR weder ausgesprochen noch vollstreckt. Dies entsprach — 
wie es in der Begründung zum Beschluß des Staatsrates über 
die Abschaffung der Todesstrafe heißt — dem „veränderten 
Umfang und Charakter der Kriminalität sowie dem humani­
stischen Wesen der sozialistischen Gesellschaft“.

Voraussetzungen für die völlige Abschaffung der Todesstrafe 
in der DDR

Damit sind im vergangenen Jahrzehnt entscheidende Vor­
aussetzungen herangereift, um die Todesstrafe in der DDR 
uneingeschränkt abzuschaffen. Der Staatsrat faßt sie in der 
Begründung zu seinem Beschluß wie folgt zusammen: „Im 
Ergebnis der erfolgreichen Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft verfügt die DDR über eine stabile politische, 
ökonomische und soziale Basis, die eine höhe öffentliche Ord­
nung und Sicherheit als eine wesentliche Voraussetzung für 
die Geborgenheit der Bürger garantiert. Vorbeugung und 
Bekämpfung der Kriminalität sind zu einem gesamtgesell­
schaftlichen Anliegen geworden. Auf dieser Grundlage ist die 
Kriminalität kontinuierlich zurückgegangen, so daß die DDR 
heute zu den Ländern mit der niedrigsten Kriminalitätsrate 
der Welt gehört. Die Mehrzahl der in der DDR begangenen 
Straftaten sind weniger schwerwiegend. Tötungsverbrechen 
und andere gefährliche Gewaltdelikte haben seit Jahren einen 
geringen Anteil an den Straftaten. “

Die Kriminalstatistik der DDR weist seit vielen Jahren 
ein beachtliches Absinken der Kriminalität aus, wobei gele­
gentlich Schwankungen auftraten. Wurden im Durchschnitt 
der Jahre 1970 bis 1979 noch 124 802 Straftaten registriert, 
was einer Kriminalitätsrate von 739 entspricht, so waren es

im Durchschnitt der Jahre 1980 bis 1985 nur noch 121152 
Straftaten (Kriminalitätsrate: 726). Im Jahre 1986 hat­
ten wir die -niedrigste Zahl an Straftaten seit 25 Jahren: 
110 768; das entspricht 666 Straftaten auf 100 000 Einwohner. 
Bedeutsam ist dabei, daß seit Anfang der 60er Jahre im 
Durchschnitt jährlich nur zwischen 110 bis 150 vorsätzliche 
(darunter auch versuchte) Tötungen Vorkommen; 1986 waren 
es 112 und damit 25 weniger als 1985.21

Hinzu kommt ein weiteres Argument* das der Staatsrat in 
seiner Begründung anführt: „Die DDR ist ihrer nationalen 
und internationalen Verantwortung zur konsequenten Be­
strafung von Nazi- und Kriegsverbrechen und zur Ausmer­
zung der Wurzeln von Faschismus und Militarismus gerecht 
geworden. Auch künftig wird die DDR dieser völkerrecht­
lichen Verpflichtung nachkommen, ohne daß es dabei der An­
wendung der Todesstrafe bedarf. Das haben die Erfahrungen 
aus der Strafrechtsprechung der Gerichte der DDR in den 
letzten Jahren bestätigt.“ Seit dem 8. Mai 1945 bis zum Ende 
des Jahres 1986 wurden auf dem Territorium unserer Repu­
blik insgesamt 12 876 Personen wegen der Teilnahme an fa­
schistischen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit rechtskräftig verurteilt22, d. h. seit 1965 nur 
noch 69 Täter.

Die langjährige Praxis unserer Gerichte hat bewiesen, daß 
es unter unseren gesellschaftlichen Verhältnissen auch in sol­
chen Fällen künftig nicht mehr der Todesstrafe bedarf, auch 
nicht mehr ihrer gesetzlichen Androhung. In der Begründung 
zum Beschluß des Staatsrates heißt es dazu: „Das Strafrecht 
der DDR enthält alle notwendigen rechtlichen Voraussetzun­
gen, um auch ohne diese Strafart den allseitigen Schutz der 
sozialistischen Gesellschaft und ihrer Bürger vor kriminellen 
Angriffen zu gewährleisten. “

International ist der Beschluß des Staatsrates auch deshalb 
bedeutsam, weil trotz der vielfältigen Bestrebungen im Rah­
men der UNO die Todesstrafe in vielen Ländern der 
Welt teilweise recht häufig angewandt wird. In einigen 
Ländern ist sie lediglich für Straftaten der allgemeinen Kri­
minalität abgeschafft (also nicht für Militärdelikte oder 
Staatsverbrechen); in anderen Ländern wird über die Wie­
dereinführung der Todesstrafe diskutiert. In den USA bei­
spielsweise wird unter der Reagan-Administration diese 
Straf art verstärkt angewandt: In 37 der 50 Bundesstaaten 
ist sie vom Gesetz vorgesehen, und in 26 dieser 37 Staaten 
gibt es für Verurteilungen keine untere Altersgrenze, d. h. 
die Todesstrafe kann auch gegen Jugendliche angewendet 
werden.23 Seitdem das Oberste Gericht der USA im Jahre 
1976 ihre Anwendung für zulässig erklärte, „sind in den USA 
über 70 Hinrichtungen durch den elektrischen Stuhl, die Gas­
kammer, durch Erschießungskommando oder durch Injektion 
erfolgt“.24 In den Todeszellen der USA warteten im Früh­
jahr 1987 fast 1 900 zum Tode Verurteilte, vornehmlich Afro­
amerikaner, auf die Vollstreckung.25

Angesichts dieser Tatsachen bekundet der Beschluß des 
Staatsrates der DDR über die Abschaffung der Todesstrafe 
die Position unseres sozialistischen Staates zu einem Recht 
der Menschheit auf ein friedliches und menschenwürdiges 
Leben, zur Wahrung und konsequenten Verwirklichung aller 
Menschenrechte — der ökonomischen, sozialen und kulturellen 
wie der politischen und Bürgerrechte — in ihrer Einheit.
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